
18. Juni 2020 

Vorlage für die Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses 
am 19. Juni 2020

Änderungsantrag 

der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

zu Drucksache 19/1952 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landespla-
nungsgesetzes

Der Ausschuss wolle dem Landtag empfehlen, dem Gesetzentwurf mit folgender Än-
derung zuzustimmen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird folgende neue Überschrift zu § 5 a eingefügt:

„§ 5a Digitale Öffentlichkeitsbeteiligung bei Verfahren nach dem Landesplanungsge-
setz“ 

2. Die bisherige Nr. 1 wird zu Nr. 2. 

3. Die bisherige Nr. 2 wird zu Nr. 3. 

4. Folgender § 5a wird eingefügt:

„§ 5a Digitale Öffentlichkeitsbeteiligung bei Verfahren nach dem Landesplanungsge-
setz“ 

(1) Die Landesplanungsbehörde kann festlegen, dass für Verfahren dieses Geset-
zes im Fall einer vorgeschriebenen Auslegung, abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes sowie des ROG, die Absätze 2 und 3 anzuwenden sind. Dies gilt 
insbesondere bei einer fortgeschrittenen Planung oder bei einer erneuten Auslegung 
nach § 9 Absatz 3 ROG sowie bei landesweiten oder lokalen Ausgangs- und Kon-
taktbeschränkungen. 
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(2) Soweit für Verfahren dieses Gesetzes eine Auslegung von Unterlagen oder 
Entscheidungen angeordnet ist, kann, abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 2 ROG und 
§ 15 Absatz 3 Satz 2 ROG sowie abweichend von § 5 Absatz 8 Satz 2 und § 15 Ab-
satz 3 Satz 2 und Satz 5, die Auslegung durch eine Veröffentlichung im Internet er-
setzt werden. Für die Veröffentlichung im Internet gilt § 86a Absatz 1 Satz 2 des Lan-
desverwaltungsgesetzes entsprechend. In der Bekanntmachung der Auslegung ist 
darauf hinzuweisen, dass und wo die Veröffentlichung im Internet erfolgt. Soweit ge-
setzliche Regelungen den Zugang über ein zentrales Internetportal vorsehen, bleiben 
diese unberührt.  
 
(3) Die angeordnete Auslegung kann daneben als zusätzliches Informationsange-
bot erfolgen, soweit dies nach Feststellung der Landesplanungsbehörde den Um-
ständen nach möglich und erforderlich ist. Unterbleibt eine Auslegung nach Satz 1 
bei den in § 5 Absatz 8 Satz 2 sowie § 15 Absatz 3 Satz 2 und Satz 5 genannten 
Stellen, hat die Landesplanungsbehörde zusätzlich zur Veröffentlichung nach Absatz 
2 Satz 1 eine andere Zugangsmöglichkeit zu eröffnen, etwa durch die digitale Bereit-
stellung oder Auslegung in den Räumen der Landesplanungsbehörde oder sonstiger 
Behörden des Landes. Auf diese Zugangsmöglichkeiten ist in der Bekanntmachung 
hinzuweisen. 
 
(4) Unterbleibt die Auslegung nach Absatz 3, entfällt die Pflicht zur Übersendung 
der Unterlagen in schriftlicher Form nach § 5 Absatz 7 Satz 3. Abweichend von § 5 
Absatz 8 Satz 4 sowie § 15 Absatz 3 Satz 2 und Satz 5 entfallen die dort genannten 
Bekanntmachungspflichten. 
 
(5) Die Landesplanungsbehörde berichtet dem Landtag innerhalb von zwei Jah-
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, ob sich die Regelungen der Absätze 1 bis 4 
in der Praxis bewährt haben, und über die Erfahrungen mit der Anwendung. 
 
5. Die bisherigen Nummern 3 bis 11 werden zu Nummer 5 bis 13. 
 
 
gez. Lukas Kilian  gez. Burkhard Peters  gez. Oliver Kumbartzky 
 
 




